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Die Gewerkschaften und die 
ökologische Frage

Einschätzung der Lage in Luxemburg

Die Klimakrise fordert alle politischen 
und gesellschaftlichen Akteure zur Stel­
lungnahme heraus. Dies gilt auch und in 
besonderem Maße für die Gewerkschaf­
ten, die in das dichte Institutionengeflecht 
des sogenannten Luxemburger Sozial­
modells eingebunden sind.

Seit über hundert Jahren setzen sich 
Gewerkschaften für Arbeitnehmerrechte 
ein und vertreten damit in der marktwirt­
schaftlichen Gesellschaft ein hehres Ziel, 
nämlich den Schutz der Lohnabhängigen. 
In den ersten Jahrzehnten ihrer Existenz 
waren die Gewerkschaften sehr internati­
onal ausgerichtet, eine Orientierung, der 
jedoch durch die ungleichmäßige Ent­
wicklung der Volkswirtschaften in den 
jeweiligen Ländern die materielle Grund­
lage entzogen wurde.1 Eine bescheidene 
gewerkschaftliche Internationalisierung 
setzte erst wieder ab den 1960er Jahren 
im Zuge der zunehmenden Komplexi­
tät der internationalen Arbeitsteilung 
ein, die knapp zwanzig Jahre später dann 
angesichts der durch die Globalisierung 
bedingten Ausweitung der Marktgrenzen 
die gewerkschaftlichen Organisationen 
mit einer Entwicklung konfrontierten, 
die bisherigen Formen der stabilisierenden 

„sozialen Schließung“ im Rahmen des 
nationalen Arbeitsmarktes zu öffnen und 
den Prozess der Internationalisierung zu 
erweitern. Dieser Öffnung wirkten jedoch 
einerseits zunehmend wettbewerbsori­
entierte Arbeitsmärkte entgegen, ande­
rerseits veränderten die abnehmende 
Klassenloyalität, die gesellschaftlichen 
Individualisierungstendenzen und der 
Übergang vom Industrie- zum Dienstleis­
tungssektor das Selbstverständnis und die 
Ansprüche der Gewerkschaftsmitglieder 
nachhaltig. Patrick Dury, Nationalpräsi­
dent des LCGB, spricht im Interview in 
diesem Dossier von einer grundlegend 
gewandelten Mentalität der Mitglieder 
und dem Verlangen nach einer Dienstleis­
tungsgewerkschaft mit einem guten Ange­
bot an Serviceleistungen. Da Arbeitneh­
mer Nutznießer von Gewerkschaftsarbeit 
sind, unabhängig davon, ob sie Gewerk­
schaftsmitglied sind oder nicht, nimmt 
mit diesem Wandel ihre Bereitschaft ab, 
unteilbare politische und gesellschaftliche 
Kollektivgüter zu erkämpfen.2 

Das Dilemma der Gewerkschaften

Die neoliberale Neujustierung hat in den 
letzten Jahrzehnten zu einer wachsenden 

Verhandlungsmacht der Arbeitgeber 
geführt. In Luxemburg verlief dieser Pro­
zess zeitversetzt und führte im letzten Jahr­
zehnt zu einer Erschlaffung des Sozialdi­
alogs. Gewerkschaften, die ihre Belange 
nun weniger erfolgreich in sozialpartner­
schaftlichen Foren einbringen können, 
neigen dazu, ihre Forderungen mit einer 
konfliktreicheren Politik zu kompensie­
ren, auch weil sie nun weniger Rücksicht 
auf die Sozialpartner nehmen müssen. Da 
ihre Mitglieder aber durch die veränderte 
gewerkschaftliche Wahrnehmung und die 
lange Abstinenz vom Arbeitskampf weni­
ger bereit sind, sich bei gewerkschaftlichen 
Aktionen zu beteiligen, besonders dann, 
wenn eine härtere Gangart angesagt ist, 
befürchten die Gewerkschaftsführer eine 
zunehmend schwindende Militanz auf der 
Straße. Auch ging der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad in Luxemburg zwischen 
2002 und 2014 von 42 auf 34 % zurück.3 
Um dem drohenden Bedeutungsverlust zu 
entgehen, stehen den Gewerkschaftsstra­
tegen zwei Vorgehensweisen zur Auswahl. 
Meist sektorielle Gewerkschaften versu­
chen ihr utilitaristisches Erscheinungsbild 
zu stärken, indem sie ihren Machtanspruch 
durch eine möglichst gezielte Bevorteilung 
ihrer Mitglieder festigen. Größeren und 
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umfassenderen Verbänden bietet sich diese 
Möglichkeit nicht, wollen sie die Rivali­
täten ihrer Unterorganisationen begren­
zen. Sie sind deshalb grundsätzlich dazu 
bereit, ihren sozio-ökonomischen Aktions­
radius durch die Inklusion von externen 
– z. B. umweltpolitischen – Positionen 
zu stärken und mit Interessengruppen zu 
kooperieren, die nicht ausschließlich aus 
dem Produktionsprozess stammen. Breiter 
aufgestellt, können sie auf eine umfassen­
dere Art gesellschaftspolitische Probleme 
angehen und so an Kraft und Ansehen 
gewinnen. Innerhalb der Gewerkschafts­
mitgliedschaft wagen sie dabei den Spagat 
zwischen den Interessen der klassischen 
produktiven Schule und einer postmateri­
alistischen Gesinnung mit weiter gefassten 
gesellschaftspolitischen Forderungen. Die­
ser Ansatz wirft mit der globalen Klassen­
dimension der Klimakrise die Frage einer 
Neubewertung der Herangehensweise an 
die gewerkschaftliche Internationalisie­
rung auf.

Absichern in der Klimakrise

Wie ein gerechter Strukturwandel (Just 
Transition) in Zeiten des Klimawandels 
bewerkstelligt werden kann, beschäftigt 

Gewerkschaften seit geraumer Zeit. Im 
Vordergrund stehen dabei Forderungen, 
bei denen die Ängste der Arbeitnehmer 
vor Arbeitsplatzverlusten infolge von 
Klimaschutzmaßnahmen durchaus ernst 
genommen werden, weil davon ausge­
gangen wird, dass Arbeitnehmer sonst 
nur in geringem Maße dazu bereit wären, 
die Klimapolitik zu unterstützen. Inter­
essant ist, dass zunehmend –  zumindest 
von Besserverdienenden – in Kollektiv­
vertragsverhandlungen die Frage nach 
einer Verkürzung der Arbeitszeit mit der 
nach mehr Lohn konkurriert. 

Im Folgenden wird der Ansatz der beiden 
luxemburgischen Gewerkschaften OGBL 
und LCGB untersucht, wie sie aufgrund 
ihrer gegenwärtigen Schwächung und den 
gewaltigen sozio-ökologischen Herausfor­
derungen ihre Handlungsfähigkeit zu ver­
teidigen gedenken.

Trotz einer grundsätzlichen Befürwortung 
der Dekarbonisierung sind die Gewerk­
schaftsstrategien durch interne Spannun­
gen gekennzeichnet, die sich aus Bedenken 
hinsichtlich des Verlusts von Arbeitsplät­
zen in der traditionell gewerkschaftlich 
organisierten verarbeitenden Industrie 

ergeben. In Deutschland lag nach lang­
wierigen Verhandlungen der sogenannte 
Kohlekompromiss auf dem Tisch, indem 
die nachvollziehbaren Ängste der Gewerk­
schaften vor Entlassungen den Kraft­
werksbetreibern den Kohleabbau bis zum 
entfernten Jahr 2038 ermöglichen. Eine 
gewerkschaftliche Absicherungsstrategie 
lässt sich auch in Luxemburg beobach­
ten. Was der Ausstieg aus der Kohle für 
Deutschland bedeutet, ist der Tank­
tourismus für Luxemburg.

Im November 2018 distanzierte sich der 
Wirtschafts- und Sozialrat, in dem die 
Gewerkschaften ein wichtige Rolle spie­
len, aus fadenscheinigen Gründen von 
der Studie des Wirtschaftsexperten Dieter 
Ewringmann zu den negativen Auswirkun­
gen des Tanktourismus.4 Die Forderung 
nach Arbeitsplatzsicherung für die 2.200 
Beschäftigten an Luxemburgs 236 Tank­
stellen war für die Gewerkschaften wich­
tiger als das Bedürfnis nach Klimaschutz 
und die Verringerung der Lärm- und Luft­
verschmutzung, unter denen vor allem 
Geringverdiener leiden. Nolens volens 
standen die Gewerkschaften dabei Seite 
an Seite mit dem Groupement pétrolier, 
dessen Vorsitzender Romain Hoffmann in 
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Pressekonferenzen nicht müde wird, die 
Gefahren des Arbeitsplatzabbaus höher als 
die des Umsatzverlusts auszumalen. Die 
Arbeitnehmervertretungen verhalten sich 
dabei wie business unions, deren Gewerk­
schaftsmodell dem des marktorientierten 
Handelns entspricht, in dem sie, unab­
hängig von gesellschaftspolitischen Anlie­
gen, Koalitionen mit Arbeitgebern über 
wahrgenommene gemeinsame Interessen 
eingehen, um Geschäftsinteressen und 
Beschäftigung zu wahren.

Diese Haltung trägt dazu bei, dass 
Gewerkschaften in der Regel dargestellt 
werden, als würden sie den Maßnahmen 
des Klimawandels im Wege stehen. Wäh­
rend Gewerkschaften die Klimawandel­
agenda möglicherweise nur langsam wahr­
genommen haben, haben jedoch ebenso 
Umweltbewegungen die Legitimität der 
Interessen der Arbeitnehmer nur langsam 
erkannt. Wohl pflegt der Mouvement éco­
logique (Méco) seit vielen Jahren einen 
auf guten persönlichen Beziehungen beru­
henden regen Austausch mit den Gewerk­
schaften, insbesondere dem OGBL, doch 
die Lebenswelten der Mitglieder beider 
Organisationen haben weiterhin wenig 
miteinander gemein. Gewerkschaften wei­
sen grundsätzlich auf die Lücke zwischen 
makroökonomischen Green economy-
Analysen und der gelebten Realität der 
Arbeitnehmer hin. Das Beschäftigungspo­
tenzial einer grünen Wirtschaft bedeutet 
für sie wenig, wenn diese Arbeitsplätze 
verlagert werden. Auch Arbeitsidentitäten 
spielen eine wichtige Rolle. Arbeitnehmer 
aus Sektoren, die von Klimakampagnen 
als „schmutzig“ eingestuft werden, wie 
z. B. Lastwagenfahrer oder Stahlarbeiter, 
lehnen Klimaschutzmaßnahmen häufig 
ab, da sie sich ihrer Identität und ihres 
Stolzes beraubt fühlen.5 Doch geht es auch 
um Darstellung. In Deutschland gingen 
in der Windkraftbranche in den letzten 
Jahren fast dreimal so viele Arbeitsplätze 
verloren, wie im Kohlesektor überhaupt 
noch vorhanden sind.6 Hier ist die Angst 
um Kohlejobs viel lauter vernehmbar, weil 
die Arbeiter betrieblich organisiert sind 
und es verstehen, ihre Kultur und Iden­
tität nach außen zu tragen. Im Gegensatz 
dazu sind die Beschäftigten im Sektor der 
erneuerbaren Energien durchweg schwach 
gewerkschaftlich organisiert und weniger 
regional konzentriert.

Diskursanalyse von 
Gewerkschaftsführern

Der Klimawandel ist für die Gewerk­
schaften unbestreitbar. Kommt er auf 
die geplante CO2-Steuer zu sprechen, 
warnt Patrick Dury (LCGB) im forum-
Interview aber davor, dass „aufgrund einer 
neuen und richtigen Klimapolitik [nicht] 
neue soziale Probleme entstehen“ dürfen. 
Durch die Erhöhung der Akzisen „wird 
nicht auch nur ein Gramm CO2 einge­
spart“7, beteuert der LCGB-Präsident 
und liegt damit auf einer Linie mit dem 
Groupement pétrolier und liberalen Abge­
ordneten. Während OGBL-Präsidentin 
Nora Back die internationale Solidarität 
hervorhebt, scheint für den auf der christ­
lichen Soziallehre fußenden LCGB das 
Haftungsprinzip an den Landesgrenzen zu 

enden: Die befürwortete Praxis des Steu­
erdumpings bei Mineralölsteuern bedeu­
tet für die Nachbarregionen nämlich nicht 
Solidarität, sondern einen erheblichen 
Steuerabfluss. Dury schränkt denn auch 
ein: „Als eigenständige Organisation sind 
wir unabhängig von der katholischen Kir­
che.“ Doch außer einem Gerechtigkeits­
problem generiert entgegen Durys Aus­
sagen das Tankparadies Luxemburg auch 
besonders im Schwerkraftverkehr höhere 
Treibhausgasemissionen in weiten Teilen 
Westeuropas, da der niedrige Kraftstoff­
preis jeder Lenkungswirkung zu einem 
sparsamen Verbrauch entbehrt. Die Sorge 
mag verständlich sein, dass Minderein­
nahmen aus dem Tanktourismus negative 
Auswirkungen auf den Sozialstaat haben 
könnten, doch gereicht es Gewerkschaf­
ten nicht zur Ehre, derartige nutznieße-
rische und klimabelastende Dumping­
praktiken gutzuheißen. Ungesagt geht es 
hier vor allem um Befindlichkeiten vieler 
Gewerkschaftsmitglieder, die wie viele 
andere auch regulativen Eingriffen ins 

Autofahren äußerst kritisch gegenüber­
stehen. Nora Back befindet die sozialen 
Ausgleichsmaßnahmen bezüglich der 
CO2-Abgabe als nicht ausreichend, viel­
mehr müssten diese dazu beitragen, dar­
über hinaus bestehende gesellschaftliche 
Ungleichheiten abzubauen.8 Die von der 
Regierung beschlossene, die Mehrausga­
ben des einkommensschwächsten Haus­
haltsquintils vollständig kompensierende 
Steuerkrediterhöhung mag den OGBL 
deshalb nicht zufriedenstellen. Befremd­
lich bleibt, dass gerade diese ökologisch 
bedingte Steuer so viel Wirbel verursacht, 
liegen doch die individuellen Mehrausga­
ben im Schnitt bei weniger als 200 Euro 
pro Jahr und damit in einer gänzlich 
anderen Größenordnung als die von den 
weniger Begüterten erlittenen Benachtei­
ligungen bei der Kapitalbesteuerung und 
im Wohnungsmarkt.

Steuerpolitischer Ausflug

Grundsätzlich handelt es sich bei den 
unterschiedlichen Deutungsansätzen 
zwischen Gewerkschaftern und Umwelt­
schützern um einen legitimen ideologi­
schen Konflikt. Gewerkschaften lehnen 
unmittelbar an den Verbraucher gerich­
tete, umweltpolitische Verbrauchs- oder 
Lenkungssteuern nach dem sogenann­
ten Verursacherprinzip (pollueur-payeur) 
in der Regel ab, weil diese regressiv sind, 
d. h., dass die Haushalte mit niedrigem 
Einkommen wegen ihres höheren Ausga­
benanteils für indirekte Steuern benach­
teiligt werden. „Von einer sozial gerechten 
Anwendung des sogenannten Verursacher­
prinzips kann grundsätzlich keine Rede 
sein“, so der OGBL, da „die Konzerne 
und Kapitaleigner der fossilen Energie­
wirtschaft und der verwandten Industrien 
finanziell, ideologisch und politisch unbe­
helligt“ gelassen werden.9 Gewerkschaften 
fordern eine erhöhte direkte Besteuerung 
der Treibstoffproduzenten, der OGBL 
ausdrücklich die Beendigung der staatli­
chen Förderung fossiler Energien.10 Auch 
wenn es weltanschaulich nicht dasselbe 
ist, ob Produzenten oder Konsumenten 
die Steuerlast tragen, ändert sich im Fall 
einer wenig reduziblen Nachfrage für 
den Endverbraucher wenig, da im Fall 
der direkten Besteuerung der Treibstoff­
produktion die Produzenten ein leichtes 
Spiel haben, die steuerlichen Mehrkosten 

Gewerkschaften werden in der 
Regel dargestellt, als würden 

sie den Maßnahmen des 
Klimawandels im Wege stehen.
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Zohra Barthelemy (Youth for Climate) am 9. Dezember 2019

auf die Verbraucher abzuwälzen. Ein Ende 
der staatlichen Förderung fossiler Energien 
käme einem Versiegen des Tanktouris­
mus gleich und liefe in Luxemburg denn 
auch auf weit höhere Spritpreise hinaus. 
Die reziproke Argumentation, dass Len­
kungssteuern den Produzenten ein Nach­
frageknick bescheren, gilt genauso wenig, 
wieder vorausgesetzt, dass die Nachfrage 
irreduzibel ist. Die entscheidende Frage 
richtet sich also nach dem Vorhanden­
sein eines Alternativangebots, auf das 
die Steuer nicht anwendbar ist, z. B. auf 
die Frage, ob der Tankstellenkunde auch 
bequem und zeitnah mit dem öffentlichen 
Verkehr an sein Ziel kommen kann.

Weitere Indikatoren

Im Rahmen der fossil fuel divestment-
Kampagne von Votum Klima fordert 
Greenpeace seit Jahren, dass der Renten­
kompensationsfonds (FDC) seine Anteile 
in der Erdölindustrie im Wert von über 
einer halben Milliarde Euro abstößt. Der 
OGBL hat sich diese Forderung zu eigen 
gemacht und verlangt, dass der Fonds 
weder in atomare noch in fossile Energien 
investiert9, eine Botschaft, die in Umwelt­
kreisen begrüßt wird. Sein Engagement 
auf internationaler Ebene macht aus dem 
OGBL ebenfalls einen Fürsprecher des 
geplanten Lieferkettengesetzes. Im Ver­
bund mit anderen Vereinigungen nimmt 
die Gewerkschaft im Einsatz für Men­
schenrechte und zumutbare Arbeitsbedin­
gungen entlang der Liefer- und Produk­
tionsketten von in Luxemburg ansässigen 
Unternehmen eine aktive Rolle ein.

In Zeiten von Klimastreiks: 
Gewerkschaft meets Jugend 

Die Klimaaktivisten von Youth for Cli-
mate begreifen die Klimafrage ebenfalls als 
soziale Frage, indem sie sich bereit zeigen, 
auf die Lebensrealitäten und Sichtweisen 
der Beschäftigten im Niedriglohnsektor 
einzugehen.

Als im Dezember 2019 Mitarbeiter der 
Supermarktkette Cactus nach gescheiter­
ten Kollektivvertragsverhandlungen für 
bessere Arbeitsbedingungen demonstrier­
ten, zeigten sich Youth for Climate-Akti­
visten prompt solidarisch. Nach Aussagen 
ihres Sprechers Jerry Simon wollten sie 

damit auch ihre allgemeine Verbunden­
heit mit gewerkschaftlichen Anliegen 
betonen. Die Klimakrise sei ein Gerech­
tigkeitsproblem und müsse „intersektio­
nell“ angegangen werden, sodass bei der 
Entwicklung von Lösungsansätzen für 
Klimagerechtigkeit alle gleichberechtigt 
am Diskurs beteiligt sind.

Im forum-Interview zeigt sich Nora Back 
als „Fan von jungen Leuten, die sich enga­
gieren“ und Mut beweisen, „etwas in der 
Welt verändern zu wollen“. Nachdem 
Youth for Climate-Aktivisten die Gewerk­
schaften um technischen und logisti­
schen Beistand gebeten hatten, kam nach 
mehreren Treffen zwischen dem OGBL 
und der Bewegung eine enge Bindung 
zustande. Die Chancen eines dauerhaften 
Bündnisses stehen demgemäß gar nicht so 
schlecht.

Breit aufgestellte Gewerkschaften, die 
gesellschaftlich übergreifende Themen wie 
die sozial-ökologische Transformation zu 
einem Kernanliegen avancieren lassen, 
könnten durchaus wichtige Player einer 
nachhaltigeren Gesellschaft sein, umso 

mehr sie ihre soziale Basis und Legitimität 
um neue Werte erweitern. Dazu müssen 
jedoch die teils erheblichen Differenzen 
der modi operandi zwischen stark geglie­
derten Gewerkschaften und pluralistisch-
fluiden Protestbewegungen überbrückt 
werden. 

Unterschiedliche Deutungsmuster 

Ob nun eine fehlende Regulierung oder 
die neoliberale Politik als Grund für 
zunehmende Umweltkatastrophen ver­
antwortlich sind, ein breit gefasster Deu­
tungsrahmen vermag durchaus, diese 
kontradiktorischen Auffassungen unter 
ein Dach zu bringen. Eine von eben­
bürtigen Partnern geführte Debatte aber 
lässt auf sich warten. Im Gegensatz zu der 
organisierten Arbeiterklasse sind in vielen 
europäischen Ländern, darunter Luxem­
burg, die nicht parteigebundenen, öko­
logischen Kräfte nicht in Randbereichen 
des Staates vertreten. Auf die Frage, ob der 
Wirtschafts- und Sozialrat um eine dritte 
umweltpolitische Komponente ergänzt 
werden sollte, antwortet Nora Back im 
forum-Interview, dass man sich in Zukunft 
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zwar verschärft mit ökologischen Fragen 
auseinandersetzen sollte, an der Kompo­
sition des historisch-bewährten Rates solle 
aber nicht gerüttelt werden. „Das Luxem­
burger Sozialmodell ist schließlich his­
torisch gewachsen und hat sich in vielen 
Krisensituationen bewährt.“ Diese Ant­
wort mag angesichts der starken Pfadab­
hängigkeit von politischen Prozessen hier­
zulande zwar kaum verwundern, die Frage 
darf aber erlaubt sein, ob wir die Notwen­
digkeit einer vertieften Debatte angesichts 
des Ausmaßes und der Wucht der klimati­
schen Bedrohung richtig einschätzen.

Vor allem aber erfordert ein umfassender 
Deutungsrahmen eine Beschäftigung mit 
den Lebenswelten der jeweils anderen und 
ein klares Bekenntnis, die Anstrengungen 
im Klimabereich dringend anzugehen 

– und gleichsam die Schere zwischen Arm 
und Reich beziehungsweise Nord und Süd 
zu verkleinern. Dies macht das Thema, 
um das es in diesem Monat in unserem 
Dossier geht, so existenziell und gleichzei­
tig so kompliziert. 
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